
 
Tragende Gründe  

zum Beschluss über eine Änderung der  
Bedarfsplanungs-Richtlinien-Ärzte 

 

Vom 18. Januar 2007 

Änderungen der Weiterbildungsordnungen erlauben unter bestimmten Voraussetzungen 

Fachärzten mit Gebietskompetenz und Schwerpunktkompetenz neue Bezeichnungen zu 

führen, deren Zuordnung zu den Arztgruppen nach Nummer 7 der Bedarfsplanungs-

Richtlinien-Ärzte Probleme bereiten könnte.  

Ein Beispiel ist der bisherige Facharzt für Chirurgie mit Schwerpunkt Unfallchirurgie, der 

weiterbildungsrechtlich zulässig eine Anerkennung als Facharzt für Orthopädie und Unfall-

chirurgie erhalten kann. Die Zuordnung zur Arztgruppe ist erforderlich zur Feststellung des 

Versorgungsgrades als Voraussetzung für eventuelle Zulassungsbeschränkungen ebenso 

wie für das Problem der Praxisnachfolge (§ 103 Abs. 4 SGB V). 

Durch die Ergänzung der Richtlinie können Änderungen im Weiterbildungsrecht durch eine 

Generalklausel bedarfsplanerisch nachvollzogen werden.  

 

zu Nummer 7 a: 
Bei der Einfügung einer neuen Nummer 7a in die Bedarfsplanungs-Richtlinie-Ärzte handelt 

es sich um eine Regelung zu weiterbildungsrechtlich neu eingeführten und damit führba-

ren Facharztkompetenzen, für die eine neue Arztgruppe nicht gebildet werden soll oder 

auch nicht kann. Durch die Formulierung, dass besondere Regelungen für den Fall der 

Umwandlung von Bezeichnungen oder Änderungen von Gebieten im Rahmen dieser 

Richtlinie unberührt bleiben, wird deutlich gemacht, dass bereits vollzogene Beschlüsse, 

wie vom 21. Dezember 2004 bei der Zuordnung der Fachärzte für Orthopädie und Unfall-

chirurgie, von der Generalklausel unberührt bleiben. 

 

zu Nummer 7 b: 
Mit der Einfügung einer Nummer 7 b in die Bedarfsplanungs-Richtlinie-Ärzte wird die Fra-

ge der Praxisnachfolge gemäß § 103 Abs. 4 SGB V gelöst, die sich aus der Zuordnung 

einer nach neuem Weiterbildungsrecht führbaren Gebietsbezeichnung zu den bestehen-

den Arztgruppen ergibt. Die neue Regelung ermöglicht, dass z. B. ein Facharzt für Chirur-



gie mit Schwerpunktbezeichnung Unfallchirurgie nach altem Weiterbildungsrecht, welcher 

der Arztgruppe der Chirurgen zugeordnet ist, die Praxis an einen Facharzt für Orthopädie 

und Unfallchirurgie nach neuem Weiterbildungsrecht übergeben kann, der der Arztgruppe 

der Orthopäden zugeordnet ist. Damit wird der bestehende Patientenstamm dieser Arzt-

praxis im Sinne der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts auch im Rahmen der Pra-

xisnachfolge weiterhin versorgt. Die Weitergabe der Praxis erfolgt entsprechend der Ver-

sorgungsausrichtung der Praxis. Auch mit dieser generalisierenden Regelung werden 

künftigen Weiterentwicklungen des Weiterbildungsrechts Rechnung getragen. 

 

Stellungnahmeverfahren gemäß § 91 Abs. 8 a SGB V 
Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens gemäß § 91 Abs. 8 a SGB V erklärte das Wei-

terbildungsdezernat der Bundesärztekammer mit Datum vom 19. Dezember 2006, sich 

den Beratungsergebnissen des Ausschusses in dieser Frage anzuschließen. 

 
 
 
 
Berlin, den 18. Januar 2007 

 

Gemeinsamer Bundesausschuss 

Der Vorsitzende 

 
 
 
 

Hess 


